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DEUTSCHER BUNDESTAG




Jugend und Parlament 2008  

– Vorlage Wehrpflicht –

Hintergrundinformationen zum Gesetzentwurf 
zum Thema Wehrpflicht 

Die Fraktion der LRP hat einen Gesetzentwurf in den Bundestag eingebracht, die Wehrpflicht auszusetzen. Ihre Aufgabe als Abgeordnete/r ist es nun, diesen Entwurf zu beraten und dar​über zu entscheiden. 

Die Abgeordneten diskutieren und beraten in ihren Fraktionen, in Ausschüssen und im Ple​num über den Gesetzesvorschlag und mögliche Veränderungen, bevor sie im Plenum ab​stimmen. Sie thematisieren Chancen und Probleme, die mit dem Gesetz​entwurf verbunden sind, und versuchen, ihre Interessen durchzusetzen.

Bei den Beratungen des Bundestages hat der Verteidigungsausschuss die Federfüh​rung. Beratend beteiligt sind der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der Hauhaltsausschuss. 

Die Rechtslage

Artikel 12 a im Grundgesetz bestimmt: 

(1) 
Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband verpflich​tet werden.   

(2)
Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. [...]

Dies erlaubt dem Staat prinzipiell, Männer zum militärischen Dienst zu verpflichten. Tatsäch​lich eingeführt wird die Wehrpflicht aber erst durch ein einfa​ches Gesetz. 

Die vorgeschlagene Aussetzung der Wehrpflicht tastet das Grundgesetz nicht an. Verändert wird nur das Gesetz über die Wehrpflicht. Diese Veränderung kann mit einfacher Mehrheit beschlossen werden. Dem Staat bleibt die Möglichkeit, bei Bedarf ein neues Gesetz zu ver​abschieden, das die Wehrpflicht wieder einführt. 

Für eine endgültige Abschaffung der Wehrpflicht, die es dem Staat verbietet, junge Männer einzuziehen, müsste dagegen Art. 12 a aus dem Grundgesetz gestrichen werden. Dem müssten mindestens 2/3 der Abgeordneten zustimmen. 

Die Diskussion über die Wehrpflicht

Auf Grund der veränderten internationalen Lage nach dem Ende des Ost-West-Kon​flikts werden Aufgaben und Struktur der Bundeswehr und damit auch die Wehrpflicht in der Politik und in der Öffentlichkeit diskutiert. 

Die Wehrpflicht besteht in der Bundesrepublik Deutschland seit 1956. Sie wurde in der Zeit des beginnenden Kalten Krieges eingeführt. Zwischen 150.000 und 200.000 Männern pro Jahr leisteten in den folgenden Jahrzehnten Wehrdienst. Die Dauer des Wehrdienstes schwankte: zu Beginn 12 Monate; nach dem Bau der Berliner Mauer manchmal 15, manch​mal 18 Monate. Nach dem Fall der Berliner Mauer ging die Dauer der Wehrpflicht kontinuier​lich zurück auf heute 9 Monate. 

Der Wehrpflicht unterliegen generell alle Männer vom 18. bis zum 25. Lebensjahr.  Vom Geburtsjahrgang 1982, leisteten nur 107.047 von 445.564 erfassten Wehrpflichtigen den Wehrdienst auch tatsächlich ab, das sind 24 %. 
Seit einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs im Januar 2000 dürfen auch Frauen als Soldatinnen in der Bundeswehr arbeiten. Sie sind jedoch bis heute nicht wehrpflichtig.

1989 waren noch 44% (218.000) der 490.000 Bundeswehrsoldaten Wehrpflichtige, die 15 Monate Grundwehrdienst leisteten. Mit der Überführung von Teilen der Nationalen Volksarmee der DDR wuchsen sowohl die Gesamtgröße der Bundeswehr als auch die Zahl der Wehrpflichtigen. Seither wurden beide  kontinuierlich zurückgefahren. Auch die jeweiligen Zielgrößen wurden mehrmals nach unten korrigiert:

	Bundeswehrplanung
	1997
	2000
	2003
	2007

	Angepeilte Gesamtstärke 
	340.000
	282.000
	250.000
	250.000

	Freiwillige
	
	200.000
	195.000
	190.000

	Dienstpflichtige gesamt
	
	  82.000
	  55.000
	  60.000

	Dienstpflichtige (9 Monate)
	
	  
	  30.000
	  35.000

	Dienstpflichtige die sich 
freiwillig länger verpflichten
	
	 
	  25.000
	  25.000


Eine wesentliche Richtschnur für den Umbau der Bundeswehr bilden die Empfehlungen der so genannten „Weizsäcker-Kommission". Diese kam im Mai 2000 zu dem Ergebnis, dass sowohl eine Freiwilligenarmee mit 220.000 Soldatinnen und Soldaten als auch eine Armee im Umfang von 240.000 Soldatinnen und Soldaten, davon ca. 30.000 Wehrdienstleistende, den sicherheitspolitischen Anforderungen gerecht würde. Sie begrün​dete: Deutschland sei in vorherseh​barer Zukunft keiner äußeren Gefährdung durch seine Nachbarn ausgesetzt. Die Landes​verteidigung als Aufgabe der Wehrpflichtigen habe daher weniger Bedeutung als internatio​nale Aufgaben im Bereich der Krisen​vorsorge und Krisenbewältigung. Daher würden weniger Wehrpflichtige, aber besser ausgestattete freiwillige Soldaten benötigt.

Zahlreiche Staaten in Europa und in Amerika haben nach dem Ende des Ost-West-Konflikts ihre Armee modernisiert. Das stehende Heer haben sie dabei verkleinert. In diesem Zusam​menhang stellten zahlreiche Staaten in Europa (BeNeLux, Frankreich, Portugal, Spanien, Italien) von einer Wehrpflicht- auf eine Berufsarmee um. 

Jugend und Parlament
Drucksache JuP-08/4
Vorblatt zum Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

eingebracht von der Fraktion der LRP im Deutschen Bundestag
A. Zielsetzung und Notwendigkeit

Die veränderte sicherheitspolitische Lage in Mitteleuropa sowie die zunehmende Übernahme internationaler Verantwortung durch die Bundeswehr im Rahmen von NATO, Europäischer Union, Westeuropäischer Union und Vereinten Nationen erfor​dern eine kleinere und profes​sionellere Armee.

B. Lösung

Der Gesetzentwurf würde eine Aussetzung der allgemeinen Wehrpflicht nach Artikel 12 a Grundgesetz bewirken. Der Grundgesetzartikel bestimmt in Absatz 1: „Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenz​schutz oder in einem Zivilschutzverband verpflichtet werden“. Diese Bestimmung soll beste​hen bleiben, allerdings soll im Ausführungsgesetz die Mög​lichkeit einer Einberufung ausge​setzt werden.

C. Alternativen

Beibehaltung der getroffenen Bestimmungen

D. Kosten
Durch Reduktion des Bedarfes an Ausbildung und Ausrüstung für Wehrpflichtige so​wie den Abbau der Wehrverwaltung entsteht eine Kostenersparnis für den Bundes​haushalt.  

Der gleichzeitige Wegfall des Zivildienstes erfordert zusätzliche Anpassungen. 

Volkswirtschaftlich entsteht ein positiver Effekt, da die Dienstpflichtigen zukünftig nicht mehr ihre Erwerbsarbeit unterbrechen müssen bzw. diese früher aufnehmen können und damit  9 Monate länger Einkommensteuer zahlen.

Jugend und Parlament
Drucksache JuP-08/4
Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

eingebracht von der Fraktion der LRP im Deutschen Bundestag
§ 1
Die Einberufung von Soldaten zum Wehrdienst nach GG Art. 12 a wird ausge​setzt. 

§ 2
Das Wehrpflichtgesetz wird entsprechend geändert.
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Aus Sicht Ihrer Partei ist die Bundeswehr als Wehrpflichtarmee eine Erfolgsgeschichte und Vorbild für viele Wehr​pflicht​armeen in Europa. Daher lehnen die meisten Mitglieder Ihrer Fraktion den Antrag der LRP ab.

Begründung der KVP-Haltung

Analyse der sicherheitspolitischen Lage: Zurzeit erscheint die Sicherheitslage in Deutschland entspannt. Dies kann sich aber durchaus wieder ändern. Weiterhin gibt es erhebliche Risiken und Bedrohungen für die Stabilität in Europa. 

Daher vertritt die KVP folgende Positionen:

· Die Wehrpflicht ist tief in unserer Gesellschaft verankert und auch für das 21. Jahrhundert die richtige Wehrform für deutsche Sicherheitsinteressen. 

· Der Schutz von Frieden, Freiheit, Menschenwürde und Recht sind und bleiben die Ange​legenheit und Pflicht aller Bürger. Die Wehrpflicht ist der einzige persönliche Pflichtdienst, den  junge Männer für unser Gemeinwesen erbringen müssen.

· Nur die allgemeine Wehrpflicht gewährleistet die unauflösliche Einbindung der be​waffne​ten Macht in Staat und Gesellschaft. Die Wehrpflicht fördert das Prinzip „Staatsbürger in Uniform“, nach dem Soldaten nicht blinde Befehlsempfänger, sondern aus Einsicht und Überzeugung handelnden Menschen sein sollen.
· Die Bundeswehr gewinnt über den Wehrdienst qualifizierten Nachwuchs. Mehr als die Hälfte der Zeit- und Berufssoldaten rekrutieren sich aus den Wehrpflichtigen.

· Nur durch die Wehrpflicht steht eine ausreichende Zahl von Re​servisten zur Verfü​gung, um im Verteidigungsfall das eigene Land oder das Bündnis zu verteidigen. Dies hält in Friedenszeiten die Zahl der Soldaten gering und spart Kosten. 

· Die Wehrpflicht ermöglicht den schnellen Einsatz starker Verbände bei der Katastro​phen​hilfe. So halfen 1997 beim Oderhochwasser 30.000 Bundeswehrsoldaten.

· Damit schafft die Allgemeine Wehrpflicht Vertrauen nach innen und außen in die Bere​chenbarkeit und Bündnisfähigkeit Deutschlands.

Allerdings unterliegt die Beibehaltung der Wehrpflicht aus Sicht der KVP stets der sicher​heitspoli​tischen Ana​lyse. Sollte sich zeigen, dass Deutschland als Mitglied der NATO, der WEU und der EU auf eine Armee mit der Fähigkeit zur Rekrutierung von Reservisten ver​zichten kann, ist eine grundlegende Debatte über die Beibehaltung der Wehrpflicht nötig.

Abweichende Meinungen

Einige KVP-Politiker plädieren allerdings inzwischen für ein Ende der Wehrpflicht. 

Nach anderen Vorschlägen soll die Bundeswehr in eine reine Einsatzarmee aus Berufs- und Zeitsoldaten umgewandelt werden, die für Auslandseinsätze herangezogen werden kann; Wehr​pflichtige sollen nur noch zu einem kurzen Dienst zur Landesverteidigung heran​gezogen werden. 

Außerdem gibt es Überlegungen, Wehrdienst und Ersatzpflicht zu einer allgemeinen Dienst​pflicht zusammenzufassen, die dann auch Frauen betreffen würde.
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Die allgemeine Wehrpflicht soll nach offizieller Linie der APD in der laufenden Legislaturperiode nicht grundsätzlich in Frage gestellt werden: 

Argumente für die Wehrpflicht sind dabei:

· Das Mischsystem aus Wehrdienstleistenden sowie Zeit- und Berufssoldaten hat sich über Jahrzehnte bewährt.

· Die Landes- und Bündnisverteidigung ist langfristig zu sichern. Dabei kann nicht ausschließlich von der aktuellen Sicherheitslage ausgegangen werden, die sich wieder ändern kann.

· Nur die Wehrpflicht drückt den Willen der Bürger einer Demokratie aus, die Verteidigung von Frieden und Freiheit als Aufgabe der gesamten Gesellschaft zu verstehen.

· Ohne Wehrpflicht besteht die Gefahr, dass sich nur noch solche Menschen freiwillig mel​den, die den Streitkräften weniger kritisch gegenüber stehen. 

· Allein die Hälfte der Zeit- und Berufssoldaten rekrutieren sich aus den Wehrdienstleistenden. An​dere Staaten Europas, die die Wehrpflicht abgeschafft haben, mussten aus Mangel an Bewerbern die Einstellungsanforderungen an die Rekruten senken. 

· Nur durch die Wehrpflicht steht eine ausreichende Zahl von Reservisten zur Verfügung. Sie hält in Friedenszeiten die Zahl der Soldaten gering und spart Kosten. 

· Die Umstellung auf eine Berufsarmee benötigt eine hohe Anschubfinanzierung. 

· Die Bundeswehr befindet sich gerade im Prozess einer umfassenden Reform. Es macht keinen Sinn, mittendrin die Grundlagen in Frage zu stellen. 
· Eine Abschaffung der Wehrpflicht bedroht zahlreiche Arbeitsplätze an den Standorten der Bundeswehr in allen Teilen Deutschlands. 

Das Konzept der „Freiwilligkeit beim Wehrdienst“: Ein Parteitag der APD hat im Oktober 2007 beschlossen, dass an der im Grundgesetz verankerten Wehrpflicht grundsätzlich festgehalten werden soll. Allerdings soll sie künftig nur noch im Bedarfsfall greifen, wenn sich nicht genügend Freiwillige melden. Damit sich genug Freiwillige melden,  sollen Anreize geschaffen werden. Dabei soll es ein Bonus-System geben, etwa Vorteile bei der Studienplatzvergabe, der Weiterbildung oder Anrechnung von Dienst- und Ausbildungszeiten. Ähnliches soll für den zivilen Ersatzdienst gelten. 

Argumente für die „Freiwillige Wehrpflicht“: 

· Freiheitsrechte dürfen nur aus schwerwiegenden sicherheitspolitischen Gründen einge​schränkt werden. Nach Ende des Kalten Krieges gibt es solche Gründe nicht mehr. Damit ist die Wehrpflicht nicht mehr erforderlich. Der Zivildienst war schon immer nur ein Wehrersatzdienst. Der Wunsch nach billigen Pflegekräften darf kein Grund sein, junge Menschen in ihrer freien Lebensgestaltung einzuschränken. 

· Die Wehrgerechtigkeit kann nicht mehr gewährleistet werden: ein immer geringer werdender Teil der Wehr​pflichtigen wird tatsächlich  noch zur Bundeswehr eingezogen. 

· Die Zwangsrekrutierung wirft hohe Kosten für Verwaltung, Ausbildung, Material und Versorgung auf. Zugleich ist ihr Einsatzwert geringer als der einer Freiwilligenarmee. 

· Andere europäische Länder haben bewiesen, dass es auch ohne eine allgemeine Wehrpflicht geht.
· Angesichts der Knappheit von Arbeitsplätzen ist es nicht sinnvoll, dass Zivil​dienstleis​tende Arbeitsplätze im sozialen Bereich einnehmen.

	Positionen der LRP 

	[image: image4.png]





Die LRP hat das vorliegende Gesetz eingebracht. Sie möchte die Wehrpflicht aufgrund der veränderten sicherheitspolitischen Lage aussetzen. 

Analyse der sicherheitspolitischen Lage: Die Welt hat sich nach dem Ende des Ost-West-Kon​flikts grundlegend geändert: Die NATO ist jedem möglichen Gegner in konventioneller Hinsicht überlegen, auch ohne Reservisten einberufen zu müssen. Die Verteidigung ist nur noch eine von mehreren Aufgaben der Bundeswehr. Daneben sind Krisenbewältigung, Terrorbekämpfung, Frie​denssicherung sowie humanitäre und Katastro​phenhilfe zentrale Aufgaben der Bundeswehr. 

Daher vertritt die LRP folgende Positionen:

· Sicherheitspolitische Begründung: Die Bundeswehr ist heute für ihre Aufgaben nicht ge​eignet und daher nicht bündnisfähig. Ihr Ansehen ist in Gefahr, nachhaltig beschädigt zu werden. In der gegenwärtigen sicherheitspolitischen Lage werden weniger Soldaten be​nötigt, die eine höhere Einsatzbereitschaft und eine hö​here Qualifikation haben als Wehr​dienstleistende. Eine Berufsarmee ist daher sicher​heitspolitisch effizienter als eine Wehr​pflichtigenarmee. 
· Gesellschaftspolitische Begründung: Es gibt keine Wehr- und Dienstgerechtigkeit mehr. Nur noch jeder vierte junge Mann wird zum Grundwehrdienst herangezogen, weil mehr Wehrpflichtige in der Bundeswehr nicht mehr benötigt werden. Auch nur etwa zwei Drittel der Wehrdienstverweigerer werden zum Ersatzdienst herangezogen, weil es an Stellen für sie mangelt. Eine weitere Reduktion der Wehrpflicht auf 5 Monate würde zu einer mangelhaften Ausbildung der Rekruten führen.

· Finanzpolitische Begründung: Die Wehrdienstleistenden verbrauchen hohe Kosten für Verwaltung, Ausbildung, Material und Versorgung. Weniger Soldaten mit einer höheren Ein​satzbereit​schaft und Qualifikation würden weniger Kosten verursachen. Dies macht notwendige In​vestitionen in Ausrüstung und Bewaffnung möglich. 

· Der Zivildienst darf kein Argument für die Wehrpflicht sein: Es ist unsinnig, dass Unquali​fizierte wichtige Arbeiten verrichten. Würden die Zivis stattdessen früher arbeiten, könnte sich die Gesellschaft mit dem mehr verdienten Geld professionelle Sozialdienste leisten. 

· Ein so tiefer Eingriff in die Freiheit der Bundesbürger wie die Wehrpflicht ist nur legi​tim, wenn es die äußere Sicherheit des Staates nicht anders zulässt. Weder die Verankerung der Streitkräfte in der Gesell​schaft, noch die Notwendigkeit des Zivildienstes, noch Standortfragen, welche von an​deren Fraktionen gerne als Argument genannt werden, rechtfertigen ihn.

· Zahlreiche andere NATO-Länder haben die Wehrpflicht ausgesetzt oder abgeschafft und eine Berufsarmee aufgebaut, weil die Soldaten im Wesentlichen für Einsätze zur Frie​denssicherung, Krisenbewältigung und Hilfe im Ausland benötigt werden.

	Positionen der PSG 

	PSG 
Partei der sozialen 
Gerechtigkeit


Gegen die Wehrpflicht – aber aus anderen Gründen als die LRP

Die PSG setzt sich für die Aussetzung der Wehrpflicht ein. Sie betrachtet diese als einen Zwangsdienst, der freien Menschen nicht würdig ist, und als ein Relikt aus dem vorigen Jahrhundert. 

Im Gegensatz zur LRP, die sich aus wahltaktischen Gründen der Position nach Abschaffung der Wehrpflicht angeschlossen hat, fordert die PSG seit langem, die Weichen für die ersatzlose Abschaffung zu stellen. Große Hoffnungen auf Realisierung haben die Sozialisten allerdings nicht, solange die anderen Fraktionen Kriegsführung als geeignetes Mittel zur Konfliktbereinigung und zur sog. Terrorismusbekämpfung sehen. Im Unterschied zur LRP, die den Gesetzentwurf eingebracht hat, geht es der PSG bei Ihrem Einsatz gegen das Einziehen junger Menschen zum Dienst in der Bundeswehr um Abrüstung, nicht um die Hochrüstung der deutschen Streitkräfte zu einer weltweit einsetzbaren imperialistischen Interventionsarmee. 

Die Frage Wehrpflicht Ja oder Nein ist eine wichtige - aber nicht die zentrale Frage der künftigen deutschen Sicherheitspolitik. Es geht um Grundsätzliches.

Übergeordnetes Ziel: Nichtmilitaristische Sicherheitspolitik

In den Diskussionen innerhalb der anderen Fraktionen ist die Frage der Wehrpflicht umstritten, die grundsätzliche Ausrichtung der Bundeswehr hingegen nicht. Von allen anderen Parteien wird die kampfbereite und weltweit einsetzbare Bundeswehr gewollt, alle anderen wollen in der Lage sein, deutsche Interessen mit Waffengewalt durchzusetzen.

Die PSG will, dass Deutschland durch nichtmilitaristische Aktivitäten zur Sicherheit in der Welt beiträgt. In politischen Krisen muss entschlossen eingeschritten werden, noch bevor es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. In Konfliktfällen muss den Konfliktparteien jeweils eine Perspektive für friedliche Einigungen vor Augen geführt werden. Deutschland darf nicht politische Krisen dazu nutzen, sich in die Angelegenheiten anderer einzumischen und sich mit Gewalt Einfluss in der Welt zu verschaffen. Die Stärke der Bundeswehr mit dem Einfluss deutscher Außenpolitik oder gar der weltweiten Bedeutung Deutschlands zu begründen, ist politisch unakzeptabel und geht in die falsche Richtung.

Forderungen der PSG

Das Grundgesetz sagt ganz klar, dass der Auftrag der Bundeswehr die Landesverteidigung ist. Diese Vorgabe muss wieder ernst genommen werden, die Bundeswehr darf nicht länger zweckentfremdet werden.

Konkret tritt die Partei der sozialen Gerechtigkeit für folgendes ein:

1. die Reduzierung der Bundeswehr auf 100.000 Personen, bestehend aus Zeit- und Berufssoldaten, die ausschließlich zur Landesverteidigung eingesetzt werden dürfen;

2. der Aufbau freiwilliger und entlohnter sozialer Dienste - statt Zivildienst;

3. der Aufbau besonderer, psychologisch geschulter und auf Gewalt gänzlich verzichtender Friedenskräfte („Nonviolent Peaceforces“);

4. die Intensivierung der Friedensforschung;

5. die Einleitung eines europäischen Abrüstungsprozesses auch durch einseitigen Verzicht auf neue Rüstungsprojekte.

Die im Zuge einer Verkleinerung der Bundeswehr einzusparenden Mittel dürfen nicht für Investitionen in immer neues Material verwendet werden. 

	Positionen der ÖSP 

	[image: image5.png]





Die ÖSP setzt sich für die Abschaffung der Wehrpflicht sowie eine Modernisierung und Verkleinerung der Bundeswehr ein. Ziel ist eine Freiwilligen- und Berufsarmee mit maximal 200.000 Soldaten. Frauen und Männer sollen gleich berechtigt Zugang haben. Bei ersatzloser Streichung der 35.000 Wehrpflichtigen könnten zusätzlich 5.000 Soldatinnen und Soldaten, die mit deren Ausbildung beschäftigt sind, eingespart werden.

Als Teil der nötigen Einsparungen im Staatshaushalt soll weniger Geld für die Bundeswehr, aber mehr Geld für Krisenprävention und zivile Konfliktbearbeitung ausgegeben werden. 

Der Zivildienst soll abgeschafft werden. Die Zivis müssen durch Profis ersetzt werden.  Die Kos​ten für den Zivildienst sollen in neue Arbeitsplätze im sozialen Bereich fließen. Zugleich sollen Jugendliche, die sich für ein Freiwilliges Soziales oder ein Freiwilliges Ökologisches Jahr ent​scheiden, künftig finanziell und rechtlich besser abgesichert werden. 

Begründung

Analyse der sicherheitspolitischen Lage: Ein Gutes Jahrzehnt nach der Wende in Mittel- und Osteuropa ist Deutschland ringsum von Freunden umgeben. Nicht mehr die Landesverteidigung ist heute die Hauptaufgabe der Bundeswehr, sondern Krisenmanagement und Krisenprävention. Daher vertritt die ÖSP folgende Positionen:

· Die heutigen Anforderungen können durch Wehr​pflichtige nicht erfüllt werden. Wehr​pflichtige dürfen weder gezwun​gen werden, ihr Leben bei einem Auslandseinsatz zu ris​kieren, noch ist es in 9 Monaten möglich, sie für Auslandseinsätze auszubilden und auch noch gleich einzusetzen. 

· Die Wehrpflicht ist für die Sicherheit der Bundesrepublik nicht mehr unabdingbar. Einen so tiefen Eingriff in die Freiheit junger Bür​ger wie die Wehrpflicht darf der Staat aber nur fordern, wenn die äußere Sicher​heit des Staates ihn wirklich gebietet. 

· Immer mehr Wehrpflichtige müssen weder Wehr- noch Zivildienst leisten. Diese Wehr- und Dienst​ungerechtigkeit ist verfassungswidrig. 

· Seit sich die Bundeswehr für Frauen geöffnet hat, muss unter Berücksichtigung des Gleich​heitsgrundsatzes die Freiwilligkeit des Wehrdienstes auch für Männer gelten. 

· Auch andere Staaten in Europa haben die Wehrpflicht ausgesetzt (z.B. Niederlande) oder vollständig abgeschafft (z.B. Frankreich, Spanien).  

· Die Wehrpflicht verursacht hohe Kosten für Musterung, Einberufung, Verwaltung, Ausbildung, Versorgung und Material. 

Zu den Argumenten anderer Fraktionen

Einzige Argumente für die Bundeswehr sind (1) die Rekrutierungsmöglichkeiten, (2) die ge​sellschaftliche Integration der Militärs und (3) die Nützlichkeit des Zivildienstes.

zu 1.  
Die Bundeswehr ist schon seit Jahren eine Freiwilligenarmee mit Wehrpflichtigenan​hang. Selbst die Bundesregierung geht in ihrer Streitkräfteplanung davon aus, dass von 240.000 Soldatinnen und Soldaten nur 35.000 Wehrpflichtige (und 25.000 freiwillig länger verpflichtete) sein sollen.

zu 2. 
Ein Spiegelbild der Gesellschaft sind die Streitkräfte ohnehin nicht mehr. Eine demokrati​sche Kontrolle der Bundeswehr ist mehr als durch den Wehrdienst durch Stärkung der politischen Bildung und der parlamentarischen Kontrolle zu sichern. 

zu 3. 
Der Zivildienst ist ein Ersatzdienst; er war nie ein Pflichtdienst. Pflege sollte durch profes​sionelle Kräfte geleistet werden. 
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